
Ein flächendeckendes schnelles Test- und Meldesystem  

für den Corona-Winter 

 

In weiten Teilen habe ich diesen Text schon im Juni verfasst, damals allerdings nicht 

veröffentlicht. Zu oft wurde ich für meine Vorschläge zur Pandemiebekämpfung beschimpft 

und beleidigt – nicht von Corona-Leugnern, sondern von der genau entgegengesetzten Seite. 

Was musste ich mir nicht alles anhören: Dass ich zugunsten der Wirtschaft Tote in Kauf 

nehmen würde. Dass ich die Alten wegsperren möchte. Dass ich egoistisch und unsolidarisch 

sei. Dabei hatten meine Vorschläge nur ein einziges Ziel: Dem Erwartbaren – einer zweiten 

Welle im Herbst – vorzubeugen bzw. sich adäquat darauf vorzubereiten. Leider fehlte mir 

irgendwann die Kraft, das immer wieder und wieder zu erklären.  

Nun sieht man es allerdings. Egoistisch waren wohl eher diejenigen, die meine Vorschläge 

aus Geltungssucht niedergemacht haben. Tote in Kauf genommen haben all jene, die immer 

nur Lockdown gebrüllt und damit die Entwicklung von effektiven und effizienten 

Schutzmaßnahmen im Sommer verhindert haben. Ich war mir sicher, dass mir die Realität im 

Winter Recht geben wird. Und heute sehen das vermutlich auch die Allerletzten. 

 

Hier deshalb nun mein Artikel, wie ein flächendeckendes, effektives und effizientes Test- und 

Meldesystem gestaltet sein sollte: 

 

Ausgangslage im Sommer 

 

Leider lässt der Fallzahlen-Anstieg nach den Lockerungen in den USA, der massive Anstieg in 

Süd- und Mittelamerika und die nun auch in Südafrika, Pakistan, Indien und Bangladesch 

einsetzende Dynamik nicht erwarten, dass Europa ein milder Verlauf im Herbst bevorsteht. 

Noch immer sind die Menschen in weiten Teilen Europas nicht durch Antikörper geschützt 

und noch immer ist keine Impfstoffverfügbarkeit absehbar. Gleichzeitig haben die 

verschiedenen Lockerungen dazu geführt, dass die Fallzahlen in vielen europäischen Ländern 

eher stagnieren, statt weiter zu sinken. Und die unter den gelockerten Bedingungen zu 

erwartende Urlaubsreisewelle wird die Problematik von Ein- und Verschleppungen des 

Coronavirus zusätzlich erhöhen. Mit niedrigeren Temperaturen, schlechterer Witterungen 

und damit auch mehr Aufenthalten in Innenräumen ist für den Herbst ein Szenario wie im 

Frühjahr, also ein spürbarer Anstieg der Fallzahlen und Lockdowns zur Eindämmung, 

zunehmend zu erwarten. Allerdings befreit uns im Herbst dann nicht bereits nach zwei 

Monaten wieder der Sommer und die Verlagerung von drin nach draußen oder vom Bus aufs 

Rad. Im Gegenteil, es folgt der ganze lange Winter. Oberste Priorität muss in Europa deshalb 

sein, ein solches Szenario zu verhindern! 

 

Zu schaffende Rahmenbedingungen 

 

Neben der Beibehaltung der smarten Maßnahmen wie Abstandsgebot und 

Mundschutzpflicht, braucht es dringend eine europaweit nutzbare freiwillige Corona-App, 



die auf möglichst vielen Geräten und mit möglichst wenig Anbindung an Google und Apple 

funktioniert. Neben der reinen Kontakterfassung sollte hierbei die Möglichkeit zum 

Speichern und Auslesen der GPS-gestützten Standortdaten für 20 Tage ermöglicht werden. 

Auch der Einsatz von Tracing-Tokens, die die Funktionen der Corona-App für Menschen ohne 

(geeignetes) Smartphone verfügbar machen, ist für eine ausreichende Breitenwirkung 

erforderlich – insbesondere innerhalb von Einrichtungen wie Alten- und Pflegeheimen.  

Daneben muss ein zentrales europäisches Meldesystem geschaffen werden, um Corona-

Meldungen europaweit einheitlich zu erfassen und schnell und transparent den 

verschiedenen Behörden auch über Grenzen hinweg für die Nachverfolgung zur Verfügung 

zu stellen, z.B. bei einem Ausbruchsgeschehen an einem Urlaubsort. Ferner muss mit 

SmartTesting ein intelligentes europaweites Testsystem etabliert werden, das jeder Person, 

die sich irgendwo in Europa befindet, jederzeit Zugang zu Corona-Tests bietet, z.B. am 

Urlaubsort oder bei einem Arbeitsaufenthalt in einem anderen europäischen Land.  

Was nachfolgend für Deutschland dargestellt ist, sollte daher so oder so ähnlich auch in den 

übrigen europäischen Ländern umgesetzt werden. 

 

Verbessertes und erweitertes Meldesystem 

 

Ursprungs- und Nachverfolgungs-Ampel:  

Bislang schauen wir in Deutschland und Europa vor allem auf die Zahl der Infizierten. Viel 

stärker als bisher sollten allerdings die Infektionsketten, also der Ursprungsort der Infektion 

und der mögliche Weiterverbreitungskreis, in den Blick genommen werden. Neben der 

reinen Infektionsmeldung und dem wahrscheinlichen Ansteckungsort sollte ähnlich einer 

Ampel von der jeweils zuständigen Meldebehörde, also den örtlichen Gesundheitsämtern, 

angegeben werden, in grün, wenn die Ansteckung wahrscheinlich auf eine bereits 

identifizierte Infektionskette oder ein bekanntes Infektionscluster zurückzuführen ist, z.B. bei 

den Tönnies-Mitarbeitern, bzw. in rot, wenn das nicht der Fall ist, der Ursprung also 

unbekannt ist. Selbiges sollte für die Kontaktnachverfolgung gelten – grün, wenn die engeren 

Kontaktpersonen im Zeitraum der Infektiosität ermittelbar sind, z.B. bei einem Ausbruch in 

einem Pflegeheim, und im umgekehrten Fall logischerweise rot.  

 

Grün-grüne Fälle sind zwar weiterhin eine gesundheitliche Gefahr für den Betroffenen 

selbst, sie sind epidemiologisch aber wenig problematisch, weil die Infektionskette in diesen 

Fällen klar und damit unterbrechbar ist. Auch rot-grüne Fälle sind bei einem vereinzelten 

Auftreten, z.B. nach einer Reise, ebenfalls unproblematisch. Bei vermehrtem Auftreten 

innerhalb einer Region oder bei Personen, die sich lediglich innerhalb dieser Region 

aufgehalten haben, wäre es hingegen ein Alarmzeichen, dafür dass es ein unentdecktes 

lokales Infektionsgeschehen gibt. Zielführend ist dann im Rahmen des nachfolgend 

beschriebenen SmartTestings intensiver zu testen, um die vermuteten Infektionsketten 

aufzuspüren. 

Bei grün-roten Fällen ist hingegen die Kontaktnachverfolgung problematisch, z.B. bei einem 

Bus- oder Bahnreisenden ohne Corona-App. Bei grün-roten oder rot-roten Meldungen 



sollten daher nach Möglichkeit die Aufenthaltsorte des Infizierten während der Infektiosität 

mit angegeben werden, um eine mögliche Gefahrensituation für andere Land- oder 

Stadtkreise oder auch andere europäische Staaten transparent zu machen. 

Zwei Wochen nach einer Fallmeldung sollen rote Ursprung- oder Nachverfolgungsampeln, 

die sich bis dahin nicht durch die Arbeit der Behörden aufklären und auf grün schalten 

ließen, die Farbe Weiß erhalten. Treten also innerhalb von zwei Wochen keine neuen Fälle 

auf, sind die Ampeln aller bisherigen Meldungen eines Landkreises entweder grün oder 

weiß. Erst wenn es wieder zu einem Infizierten kommt, bei dem der Ursprung unbekannt ist 

oder bei der sich die Kontaktpersonen nicht ermitteln lassen, gibt es wieder eine Meldung 

mit roten Ampeln. 

 

Im Falle eines Ausbruchs wie in den Schlachthöfen von Tönnies hätte man also zunächst ein 

paar rot-rote Meldungen gehabt (Ursprung unklar, Kontakte noch nicht umfänglich 

ermittelt), die dann durch jede Menge grün-rote Meldungen (Ursprung klar, Kontakte noch 

nicht umfänglich ermittelt) ergänzt worden wären. Je mehr die Behörden die Kontakte der 

einzelnen Infizierten dann nachverfolgen können, umso mehr Fälle würden sich nach und 

nach auf rot-grün bzw. grün-grün schalten, bevor sie nach einiger Zeit als grün-grüne 

(Ursprung klar, Kontakte ermittelt) oder weiß-grüne (Ursprung unklar geblieben, aber 

Kontakte ermittelt) Meldungen der Vergangenheit angehören.  

Kommen im dortigen Kreis dann in nächster Zeit auch keine neuen Meldungen mit roter 

Ursprungsampel oder roter Nachverfolgungsampel hinzu, wäre das ein deutliches Zeichen 

dafür, dass das Infektionsgeschehen vor Ort trotz massiver Fallzahlen weitestgehend im Griff 

ist. Kommen hingegen weiterhin Meldungen mit unbekanntem Ursprung hinzu, wäre es ein 

klares Indiz dafür, dass sich die Infektionsketten weiter in die Bevölkerung hinein verbreitet 

haben. Und selbiges ist natürlich auch dann zu befürchten, wenn bei zu vielen Meldungen 

die Nachverfolgungsampel rot bliebe. 

 

Beschleunigte Meldung und Nutzung von GPS-Daten: 

Zusätzlich zu einer umfassenderen Meldung in Bezug auf die Infektionsketten, also zum 

Ursprung und zum möglichen Weitergang der Kette, ist außerdem eine Beschleunigung des 

Meldewesens und der Kontaktnachverfolgung erforderlich, um so zeitnah wie nur irgend 

möglich eine Intervention einzuleiten – Infizierte sind ja in aller Regel nur einige wenige Tage 

infektiös. Eine erste telefonische Befragung der infizierten Person sollte daher spätestens 3 

Stunden nach der Meldung an das Gesundheitsamt erfolgen – und das bitte auch nicht nur 

montags bis freitags!  

 

Im Rahmen der Erstbefragung sollte außerdem um die Übermittlung der in der Corona-App 

gespeicherten GPS-Daten gebeten werden, um diese mit den Standortdaten anderer 

Infizierter zusammenzuführen. Auf Basis der freiwillig zur Verfügung gestellten Daten soll so 

die Suche nach Infektionsquellen mittels Datenanalyse unterstützt werden. Sind 

beispielsweise drei Infizierte im wahrscheinlichen Infektionszeitraum nahe zusammen, z.B. in 

einer Kneipe, dann sollte die Datenanalyse das erkennen und eine Befragung der 



betroffenen Infizierten diesbezüglich stattfinden. Und selbst in Bewegung, also wenn die drei 

Infizierten in einem Bus oder Zug sitzen, würde der GPS-Abgleich funktionieren, weil sich der 

Standort bei allen infizierten gleichermaßen verändert. Natürlich müssen GPS-Daten stets 

verifiziert werden – die drei Infizierten könnten auch im Auto hintereinanderher gefahren 

sein – aber es wäre auf jeden Fall ein zusätzlicher Anhaltspunkt, wo der Ursprung der 

Infektion lag und ob eventuell noch weitere Personen betroffen sein könnten. 

 

SmartTesting 

 

Damit das verbesserte Meldesystem und die beschleunigte Fallbearbeitung tatsächlich zum 

Tragen kommen können, braucht es aber auch zwingend eine deutlich höhere 

Entdeckungsquote. Denn nur dort, wo Infizierte gefunden werden, kann die Ermittlung und 

Nachverfolgung der Infektionsketten starten. Für die Eindämmung des Coronavirus ist es 

daher unerlässlich, möglichst viel zu testen, nicht nur spezifisch, sondern auch in der Breite 

und mit der gebotenen Schnelligkeit. Überdies ist es notwendig, dass bei positiven Befunden 

unverzüglich – also deutlich schneller als bisher – eine Risikobewertung durch die lokalen 

Gesundheitsbehörden und eine Meldung an das Robert-Koch-Institut stattfindet. Der 

Zeitverzug von einem Testwunsch bis zur finalen Meldung eines positiven Befundes an das 

RKI sollte bei Verdachtsfällen 60 Stunden nicht überschreiten. Die Kosten der Testungen 

sollten im Rahmen der Gefahrenabwehr vollständig vom Bund aus dem Haushalt getragen 

werden. 

 

Kostenlose Tests für alle: 

Jede Person bekommt das Recht, sich verdachtsunabhängig kostenlos auf Corona testen zu 

lassen. Sofern es nicht anders gewünscht wird, soll dabei stets auf eine aktive Corona-

Infektion und auch auf eine überstandene Corona-Infektion getestet werden. 

Mehrfachtestungen einer Person sind ausdrücklich erlaubt. Die Tests können weiterhin bei 

Hausärzten durchgeführt werden, zusätzlich sollte es aber aufgrund der zu erwartenden 

Nachfrage auch kommunale Testeinrichtungen und mobile Testteams in jeder Region geben. 

Um eine missbräuchliche Nutzung zu verhindern, sind für die dortigen Tests allerdings 

Ausweisdokumente oder Ersatzbescheinigungen nötig und es findet eine zentrale 

Speicherung der Daten für 6 Monate bei den Gesundheitsbehörden statt. 

 

Kommunale Testeinrichtungen: 

Alle Landkreise und kreisfreien Städte werden verpflichtet, mindestens eine lokale 

Testeinrichtung zu schaffen, die jeden Tag, einschließlich sonntags, mindestens von 8 Uhr bis 

20 Uhr für Tests zur Verfügung steht. Eine Angliederung z.B. in Containern an ein 

vorhandenes Krankenhaus erscheint hierbei zielführend. Tests sollen in diesen kommunalen 

Einrichtungen allerdings nur nach Terminvereinbarung stattfinden, sowohl um die 

Planbarkeit zu verbessern als auch um Warteschlangen zu vermeiden. 

 

 



Mobile Testteams: 

Für mobilitätseingeschränkte Menschen und andere Personen, die die Testeinrichtungen nur 

schwer erreichen können, z.B. Alleinerziehende ohne Auto, müssen von den Kommunen 

zusätzlich ausreichend mobile Testteams bereitgestellt werden, die an allen Wochentagen 

für die Durchführung von Corona-Tests zur Verfügung stehen. 

 

24/7-Notfalltests: 

Für epidemiologische Notfälle, z.B. bei einem Corona-Verdacht in einem Pflegeheim oder 

einer anderen Massenunterkunft, ist in allen Landkreisen und kreisfreien Städten rund um 

die Uhr ein mobiles Testteam vorzuhalten. Die Koordination kann die lokale 

Rettungsleitstelle übernehmen, die tagsüber auf die vorhandenen mobilen Testteams der 

Kommunen zurückgreift und in Randzeiten die schnelle Testung über den Rettungsdienst 

gewährleistet. 

 

Bundesweite Hotline: 

Das Bundesgesundheitsministerium schaltet 24/7 eine kostenlose Hotline für Bürgerinnen 

und Bürger, die einen Test durchführen wollen. Handelt es sich um keinen dringlichen Fall, 

z.B. einen Testwunsch vor dem Besuch der Großeltern, wird ein passender Termin in einer 

lokalen Testeinrichtung oder mit einem mobilen Testteam der jeweiligen Kommune 

vereinbart. In dringenden Fällen, wenn also ein Infektionsverdacht vorliegt – und seien es 

nur leichteste Symptome – soll hingegen ein Termin mit einem mobilen Testteam vereinbart 

werden, das maximal 18 Stunden später bei dieser Person ist und einen Test durchführt. Bis 

dahin soll sich die betreffende Person selbst isolieren. Bei einem Anruf um 17 Uhr soll also 

bis spätestens 11 Uhr des Folgetags eine Testung durchgeführt werden. Bei 

epidemiologischen Notfällen, also z.B. einer Symptom-Entwicklung bei Bewohnern oder 

Bediensteten eines Altenheims, muss es allerdings noch schneller gehen. Hier ist dann über 

die örtliche Rettungsleitstelle ein Notfalltest zu veranlassen, der unverzüglich stattzufinden 

hat. 

 

Beschleunigte Test-Auswertung: 

Die Landkreise und kreisfreien Städte haben ferner zu gewährleisten, dass Notfalltests 

unverzüglich ausgewertet werden, z.B. in den Laboren der örtlichen Krankenhäuser. 

Dringliche Tests sollen binnen 24 Stunden ausgewertet sein, nicht dringliche Tests binnen 42 

Stunden. Bei einem nicht dringenden Test am Donnerstag um 16 Uhr soll das Ergebnis also 

spätestens am Samstag um 10 Uhr vorliegen. Sollte es beim Probentransport Engpässe 

geben, kann auch die Infrastruktur anderer Organisationen (Amtshilfe durch Polizei, 

Blutspende-Dienste, Feuerwehr) genutzt werden. 

 

Meldung der Gesundheitsbehörden an das RKI: 

Sobald positive Testergebnisse in den Gesundheitsämtern der Landkreise und kreisfreien 

Städte eingehen, sind diese binnen 18 Stunden zu erfassen, hinsichtlich der Gefahrenlage 



einzuschätzen und ergänzt um die oben beschriebenen Informationen zum Stand der 

Infektionskettenermittlung an das RKI zu melden.  

 

Sofortige Gefahrenabwehr: 

Ist eine Gefahrenlage erkennbar, z.B. eine Infektion in einer Tagespflege, sind unverzüglich 

Gegenmaßnahmen einzuleiten, z.B. die Durchführung von Notfalltests bei allen Betreuten 

und Angestellten der Einrichtung. Eine Gefahrenlage kann sich aber auch aus dem 

vermehrten Auftreten von Infektionsfällen innerhalb eines kurzen Zeitraums ergeben. Gibt 

es in einer Region mit ansonsten wenig Fällen zeitnah in einem Teilgebiet, z.B. einem kleinen 

Dorf oder in einem Stadtteil, drei oder vier positive Befunde mit unklarer Herkunft, ist mit 

einer gewissen Wahrscheinlichkeit davon auszugehen, dass es vor Ort zu einem bis dahin 

noch unbemerkten Infektionsgeschehen gekommen ist. Grundsätzlich gilt dabei, je geringer 

das Infektionsgeschehen in einer Region ist, umso mehr Aufmerksamkeit ist nötig und umso 

niedriger sollte die Interventionsschwelle sein. 

 

Reihentests: 

Regelmäßig getestet werden sollten alle Beschäftigten in Pflegeeinrichtungen und mobilen 

Pflegediensten, außerdem Angestellte in Krankenhäusern und Arztpraxen inklusive 

Reinigungs- oder Kantinenpersonal. Zielführend kann es daneben sein, Personen mit einer 

hohen Kontaktzahl regelmäßig zu testen, z.B. in der Gastronomie, beim Handel oder im 

ÖPNV. 

Auch an Schulen und Kitas sollten anlassbezogene und für den Besuch der jeweiligen 

Einrichtung zwingend erforderliche Tests durchgeführt werden, z.B. wenn es lokal ein 

bekanntes Ausbruchsgeschehen gibt oder wenn in einer Region vermehrt Fälle ungeklärter 

Herkunft auftreten. Auch ist eine Testung vor der Wiederaufnahme des Schul- oder des Kita-

Betriebs nach Ferien sinnvoll. Zusätzlich sollten allerdings auch auf freiwilliger Basis 

Stichprobentests durchgeführt werden, z.B. jeden Tag bei einer anderen Schulklasse, sodass 

alle Schülerinnen und Schüler einmal im Monat getestet werden.  

 

Aktualisiertes Nachwort 

Da eine breitflächige Impfung erst weit im Laufe des nächsten Jahres möglich sein wird, 

wären die beschriebenen Verbesserungen noch immer zielführend. Und die 

zwischenzeitliche Verfügbarkeit von Schnelltests erlaubt es auch, ein solches SmartTesting-

Konzept zügig zu etablieren. Neu kommt allerdings hinzu, dass mit den verfügbaren 

Schnelltests auch die Durchführung von Massentests in Regionen mit hohem 

Infektionsgeschehen realistisch wird. Eine solche Erweiterung des Test-Regimes sollte daher 

direkt mitgedacht werden. 
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